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Änderungsantrag zu PB.L­01

Von Zeile 195 bis 202:
Nach dem Willen der Großen Koalition werden in Deutschland Kohlekraftwerke noch bis 2038 dem Klima
und unserer Gesundheit schaden. Das ist mit der 1.5 Grad Grenze nicht vereinbar. Um diese einzuhalten
brauchen wir ein deutliches Vorziehen des Kohleausstiegs und deswegen setzen wir uns dafür ein, den
Kohleausstieg so schnell wie möglich und bis allerspätestens 2030 zu vollenden. Um den deutschen
Kohleausstieg nach der 1,5-Grad-Grenze auszurichten, wollen wir keine Möglichkeit unversucht lassen.
Dabei setzen wir uns für entschädigungsfreie Abschaltungen der Kohlekraftwerke ein. Den
Kohlekonzernen wollen wir nicht erneut Milliarden an Steuergelder schenken. Die massiven Klimaschäden
der Kohleverstromung müssen eingepreist werden. Nach dem Willen der Großen Koalition werden in
Deutschland Kohlekraftwerke noch bis 2038 dem Klima und unserer Gesundheit schaden. Das ist mit den
Klimazielen nicht vereinbar. Wir setzen uns dafür ein, den Kohleausstieg bis 2030 zu vollenden. Um nicht
erneut den Kohlekonzernen Milliarden an Steuergeldern zu schenken, wollen wir die massiven
Klimaschäden der Kohleverstromung einpreisen. Das ist am sinnvollsten über den EU-Emissionshandel zu
regeln – mit einem lenkenden CO2-Preis, der dem neuen EU-Klimaziel entspricht.Um dies zu Regeln ist der
EU-Emissionshandel ein sinvoller Weg – mit einem lenkenden CO2-Preis, der dem neuen EU-Klimaziel
und der 1,5 Grad Grenze entspricht. Ein beschleunigter Kohleausstieg bedarf im Sinne der
Versorgungssicherheit eines massiven

Nach Zeile 205 einfügen:
Dafür werden wir die bedrohten Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach ordnungsrechtlich
erhalten. Wir stehen solidarisch an der Seite der betroffenen Menschen, denn für uns stehen
Menschenrechte über dem Bergrecht. Dafür wollen wir das Bergrecht reformieren. Der Hambacher Wald
muss nachhaltig geschützt werden und ihm darf sein Umland nicht weiter weggebaggert werden.
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